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Zu § 13 AVG





Feststellungen zum geltenden Recht:


Nach § 13 Abs. 1 AVG können Anbringen in jeder technisch möglichen Weise eingebracht werden.





Der  eigenhändigen Unterschrift nach § 13 Abs. 4 AVG steht die sichere elektronische Signatur nach § 2 Zi 3 und § 4 Abs. 1 Signaturgesetz gleich.





Weitere Unterlagen auch Angaben und Beweismittel zur Identifikation des Einbringers können nach § 13 Abs. 3 in Verbindung mit den Materiengesetzen nachgefordert werden.





Die Frage, wann ein Anbringen eingelangt ist und als eingebracht gilt, sollte im Hinblick auf die Judikatur der Höchstgerichte klargestellt werden.








Dem § 13 AVG wird ein weiterer Absatz anfgefügt:


(9) Die Behörde kann Anbringen und andere das Verfahren betreffende Unterlagen  mit automationsunterstützter Datenverarbeitung erfassen. Diese Erfassung beeinträchtigt nicht die Beweiskraft, sofern sichergestellt ist, dass die so erfassten Unterlagen nachträglich nicht verändert werden können.





Erläuterungen:


Das Erfassen von Unterlagen mit automationsunterstützter Datenverarbeitung (Einscannen) ist Voraussetzung für den vollelektronischen Akt.  Damit steht allen befassten Bearbeitern ohne weiteren Aktenlauf der relevante Akteninhalt zur Verfügung.





Die Partei hat die Möglichkeit, im Rahmen der Akteneinsicht (§ 17 AVG) bzw. der Stellungnahme zum Ergebnis der Beweisaufnahme ( § 45 Abs. 3 AVG) Unrichtigkeiten zu bemängeln. Ein Gegenbeweis in zulässig. Dies gilt auch bereits heute für die oft angefertigen Kopien anstelle oder bei gleichzetiger Retournierung der Originale.





In Zukunft kann damit der Partei auch die Möglichkeit eröffnet werden, über das Internet in alle Aktenteile Einsicht zu nehmen.





Zu § 14 AVG





Dem § 14 wird ein neuer Absatz angefügt:


(8) Niederschriften, die mittels automationsunterstützter Datenverarbeitung erstellt worden sind, bedürfen nicht der Unterschrift des Leiters der Verhandlung und der beigezogenen Personen.





Erläuterungen:


Als Warnfunktion für die Zeugen dient die Belehrung nach § 50 AVG. Zeugenaussagen in Gerichtsverhandlungen werden auch nicht von den Zeugen unterschrieben.





�
Zu §16 AVG





§ 16 Abs.2AVG sollte lauten:


(2) Der Inhalt des Aktenvermerks ist vom Amtsorgan durch Beisetzung von Datum und Unterschrift zu bestätigen. Aktenvermerke, die mittels automationsunterstützter Datenverarbeitung erstellt worden sind, bedürfen nicht der Unterschrift.





Zu § 17 AVG





17 Abs 1 AVG soll lauten


(1) Die Behörde hat, sofern die Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmen, den Parteien Einsicht in die ihre Sache betreffenden Akten oder Aktenteile zu gestatten; die Parteien können sich davon an Ort und Stelle Abschriften selbst anfertigen oder nach Maßgabe der vorhandenen technischen Möglichkeiten auf ihre Kosten Kopien anfertigen lassen. Nach Maßgabe der vorhandenen technischen Möglichkeiten kann Akteneinsicht auch im Wege der automationsunterstützten Datenverarbeitung gestattet werden.





Erläuterungen:


Bereits nach der geltenden Rechtslage kann, wenn die Partei bei der Behörde Einsicht nimmt, die Einsicht in den vollelektronisch geführten Akt mittels des Bildschirms gestattet werden. Daneben können Ausdrucke zur Verfügung gestellt werden.





Die jeweils vorhandenen technischen Möglichkeiten (Antrag auf Benutzer-Identifkation und Passwort ...) sind von der jeweiligen Behörde gemäß dem Grundsatz der Gleichbehandlung zu dokumentieren und sollten entsprechend kundgemacht werden zB im Internet. Es besteht keine Verpflichtung der Behörde, Akten vollelektronisch zu führen und so Einsicht zu gestatten.





Zu § 18 AVG





 § 18 Abs. 3 AVG wird ergänzt:


(3) Erledigungen haben schriftlich zu ergehen, wenn dies in den Verwaltungsvorschriften ausdrücklich angeordnet ist oder von der Partei verlangt wird. Schriftliche Erledigungen können zugestellt oder telegraphisch, fernschriftlich oder mit Telefax übermittelt werden. Im Wege automationsunterstützter Datenübertragung oder in


jeder anderen technisch möglichen Weise können schriftliche Erledigungen dann übermittelt werden, wenn die Partei Anbringen in derselben Weise eingebracht und dieser Übermittlungsart nicht gegenüber der Behörde ausdrücklich widersprochen hat, oder wenn die Partei zugestimmt hat, die Erledigung in einer bestimmten technisch möglichen Weise zu übermitteln.





Zum Zustellgesetz





Nach § 17 Zustellgesetz wird eingefügt





§ 17a


Hat der Empfänger für die Zustellung eine elektronische Adresse angegeben,  und ist der Behörde keine Mitteilung zugegangen, dass der Empfänger unter dieser Adresse nicht erreichbar ist, so kann die Behörde den Empfänger an der von ihm angegebenen Adresse auffordern, die zuzustellende Sendung an einer von der Behörde betriebenen elektronischen Einrichtung abzuholen.  Die Bereithaltung der zuzustellenden Sendung an der vorgenannten Einrichtung entspricht der Hinterlegung. § 17 Abs. 2 letzter Satz,  Abs.  3 und 4 gelten sinngemäß.





Erläuterungen:


Damit wird die Möglichkeit geschaffen, Erledigungen auf einem Zustellserver bereitzustellen. Von der Behörde ist sicherzustellen, daß der Empfänger nur auf die für ihn bereitgestellten Sendungen zugreifen kann. Wenn die Empfänger von Sendungen dort auf die Sendungen zugreifen, kann der Nachweis der Zustellung geführt werden. Die Regelung ist in das Umfeld der § 17 eingebunden. Die angegebenen Mailadresse ist die Abgabestelle. 


